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Drittes Personenstandsrechtsänderungsgesetz
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Durch das dritte Personenstandsrechtsänderungsgesetz wurden Rechtsgrundlagen geändert, die weitreichende Auswirkungen auf XPersonenstand und XPSR haben. Im Einzelnen sind dies:
1. Streichung der Religionszugehörigkeit aus den Personenstandsregistern,
2. Aufnahme der Geburtszeit in die Geburtsurkunde,
3. Umgang mit Registern und Sammelakten nach Ablauf der Fortführungsfrist (§ 7 (3) PStG),
4. Änderung an der Systematik zur Nachweispflicht § 10 (1) Satz 2 PStG,
5. Einführung elektronischer Personenstandsbescheinigungen.
Lösung
Folgende Änderungen wurden in XPersonenstand und XPSR umgesetzt:
Zu 1.:  Das Element „religion“ wurde aus den Nachrichten 017010, 081021, 082021, 084010 und 084021 gelöscht. Die Dokumentationen in den Abschnitten 14.1.6 und 14.2.1.2 erwähnen die Religion nicht mehr. Der Abschnitt 14.1.7 zu perspektivischen Überlegungen war überholt und wurde gestrichen.
Zu 2.:  Aus der Nachricht 081030 wurde die Möglichkeit entfernt, eine Geburtsurkunde mit Geburtszeit zu bestellen. Gleichzeitig wurde die Möglichkeit geschaffen, die Geburtsurkunde ohne Angabe des Geschlechts und/oder ohne Angabe der Namen der Eltern zu bestellen.
Zu 3.:  In XPSR wurde die Dokumentation des Prozesses der Aussonderung (4.3.12.1 Nr. 4) an den neuen § 7 (3) PStG angepasst.
Zu 4.:   Die Dokumentation zu Datenabrufen im ersten Absatz in Abschnitt 4.1 wurde an die Änderungen in § 10 (1) Satz 2 PStG angepasst.

Zu 5.:	Die Arbeiten zu elektronischen Personenstandsbescheinigungen werden in 2023 erfolgen.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Derzeit befindet sich das dritte Personenstandsrechtsänderungsgesetz im Gesetzgebungsverfahren. Das Gesetz hätte diverse Auswirkungen auf die Rechtsgrundlagen der Mitteilungen, die in XPersonenstand modelliert sind, die in der Modellierung nachvollzogen werden müssen.
Als Wirksamkeitsdatum des Gesetzes ist mit dem 1.11. 2022 zu rechnen. Die Umsetzung müsste also in dieser Version des Standards stattfinden.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Es ist der Gesetzgebungsverfahren zu verfolgen. Sollte ein belastbarer Stand des Gesetzes vorliegen, können mit den Änderungen an Mitteilungen und Prozessbeschreibungen begonnen werden, die die Änderungen der Rechtsgrundlage nachvollziehen.
Manche Rechtsänderungen übertragen nur bestehende Pilotprozesse, die in XPersonenstand schon abgebildet sind, in geltendes Recht.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: Expertengremium	2021-01-13
Das Expertengremium hat den Änderungsantrag mit Priorität 1 in die Arbeitsplanung aufgenommen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2021-12-15
Die Tabelle der Anlässe muss um die Datenabrufe ergänzt werden, wenn es eine Rechtsgrundlage mit dem 3. PStRÄndG gibt.
Bearbeitet durch: CAB	2022-01-19
Ob zukünftig für die Anmeldung der Eheschließung ein Präsenztermin als notwendig erachtet wird, hängt davon ab, wie oft es aufgrund fehlerhafter Angaben in der Anmeldung zu einem Abbruch der Eheschließung kommt.
Herr Beck ermittelt die Anzahl dieser Fälle im Zusammenhang mit dem neuen Prozess zur elektronischen Eheanmeldung bei der Praxis.
Das EG ermittelt diese Anzahl am Rande einer der Sitzungen in 2022.
Sollte ein Präsenztermin für die Anmeldung der Ehe im 3. PStRÄndG vorgesehen sein, so sollten die Nachrichten für die Voranmeldung und Anmeldung der Eheschließung daraufhin überprüft werden, ob sie zu einer Nachricht zusammengefasst werden können.
Bearbeitet durch: CAB	2022-01-19
Der Änderungsbeirat bestätigt die Einordnung des EGs in der Kategorie MUSS.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-04-28
Für das Gesetz liegt nun ein erster Entwurf vor, für den eine Rückmeldefrist bis 5. Mai gesetzt wurde. Der Entwurf wurde diesem CR als Anlage 1 beigefügt. Im folgende einige erste Überlegungen zum Gesetzesentwurf.
Anmerkungen zum Gesetz
Elektronische Personenstandsbescheinigungen
Nach § 55 (4) PStG müssen die elektronischen Personenstandsnachweise signiert werden, und auf elektronischem Wege an den Antragssteller ausgestellt werden. Dafür muss in XPS eine Nachricht geschaffen werden, die diese Nachweise an die Portale liefert. Außerdem muss als Anforderung an die Portale festgehalten werden, dass diese die Urkunde an den Antragssteller zustellt, und dabei die geforderten technischen Maßnahmen ergreift.
Sammelakte
Nach § 7 (3) PStG sind elektronische Einträge nach der Übergabe an die Archive zu löschen. Es ist zu prüfen, ob damit der Satz zur Löschung der Einträge im Rahmen der Aussonderung (XPSR 4.3.12.1 4)) hinfällig ist.
OZG-Prozesse
Es ist zu klären, ob der persönliche Kontakt, der nach § 9 (1) PStG für Erklärungen zur Namensführung gefordert ist, auch für die Namensbestimmung bei der Geburt gilt.
Die Prozessbeschreibung in XPS 14.2.4.2 ist daraufhin anzupassen, dass ein persönliches Erscheinen im Rahmen der Anmeldung der Ehe nach § 12 (4) PStG notwendig ist. Auch die Anforderungen an das Eingabeverfahren in 14.1.5 sind darauf zu prüfen.
Die Eltern sind nun nach § 18 (1) PStG dazu berechtigt, selber schriftlich die Geburt anzuzeigen. Die Prozesse in XPS 14.1.1.3 gehen bisher davon aus, dass die Nachricht der Eltern immer eine ergänzende Datenlieferung zur Anzeige der Einrichtug ist, das wäre damit überholt.
Nach § 28 Nummer 1 PStG darf der Sterbefall nun auch von den Angehörigen schriftlich angezeigt werden, in XPS 14.1.1.2 sind nur Einrichtungen und Bestatter als schriftlich Anzeigende vorgesehen. Es ist hier zu prüfen, ob das Umsetzungsprojekt daran festhalten will, dass vorerst nur Sterbefälle in Einrichtungen umgesetzt werden.
Es ist zu klären, ob aus der Kennzeichnung der Nachrichten zu OZG-Prozessen als hoch nach § 6 (3) PStV Änderungsbedarf an XPS besteht, und wenn ja, welcher.
Datenabrufe
In der Prozessbeschreibung der Datenabrufe soll festgehalten werden, dass diese nach § 10 (1) PStG Urkunden ersetzen können.
Es ist zu prüfen, ob die bisherige Prozessbeschreibung der Datenabrufe den Bestimmungen von § 68 (2) PStG sowie § 64 (1-3) genügt, und eventuell nachzubessern.
Es ist zu prüfen, inwiefern XPS in die Übermittlung von deutschen elektronischen Personenstandsbescheinigungen an EU-Mitgliedsstaaten (§ 68 (4) PStG) sowie den Abruf von ausländischen elektronischen Personenstandsbescheinigungen aus dem EU-Ausland (§ 68 (5)) eingebunden ist, und ggf. entsprechende Anpassungen vorzunehmen.
Die Berechtigung zum Datenabruf ist in § 14 (1) Nummer 3 PStV festgehalten. Diese ist in XPSR nachzutragen.
Änderungen im Eheregister
Nach § 15 (1) PStG ist die Eintragung der Religion im Eheregister nun nicht mehr vorgesehen. Daher muss der entsprechende Boolean aus der Nachricht 082021 entfernt werden. Eventuell müssen auch die Erklärungen geprüft werden. Außerdem müssen in XPSR die entsprechenden Felder gelöscht werden. Dies wird eine neue Major-Version von XPSR nötig machen.
Die Änderung des Geschlechts ist nun nach § 16 (2) PStG nicht mehr im Eheregister nachzuziehen, wenn sie sich aufgrund einer Erklärung nach TSG, § 45b oder aufgrund einer Adoption ergeben hat. Die Vornamen sind zusätzlich auch dann nicht nachzuziehen, wenn sie sich aufgrund von § 45b geändert haben. Es ist zu prüfen, ob die Nachrichten 011040, 011041, 011042, 011043, 016020 sowie 016030 davon betroffen sind.
Änderungen im Geburtenregister
Nach § 21 (1) PStG ist die Eintragung der Religion im Geburtenregister nun nicht mehr vorgesehen. Daher muss der entsprechende Boolean aus der Nachricht 082021 entfernt werden. Es muss auch das Feld zu den Erklärungen überarbeitet werden, sowie die entsprechenden Anforderungen an Portalverfahren. Außerdem müssen in XPSR die entsprechenden Felder gelöscht werden. Dies wird eine neue Major-Version von XPSR nötig machen.
Änderungen im Sterberegister
Nach § 31 (1) PStG ist die Eintragung der Religion im Sterberegister nun nicht mehr vorgesehen. Daher muss der entsprechende Boolean aus der Nachricht 084021 entfernt werden. Eventuell müssen auch die Erklärungen geprüft werden. Außerdem müssen in XPSR die entsprechenden Felder gelöscht werden. Dies wird eine neue Major-Version von XPSR nötig machen.
Es ist bezüglich § 31 (2) zu klären, ob hier Handlungsbedarf besteht. 
Urkundenbestellung
In § 59 (1) Nummer 3 PStG ist für die Geburtsurkunde nun in jedem Fall die Angabe der Geburtszeit (Stunde und Minute) vorgesehen. Damit fällt die Notwendigkeit der expliziten Bestellbarkeit einer Urkunde mit Geburtszeit weg, diese Art der Urkunde muss aus der Urkundenbestellung gestrichen werden. Zu klären ist, ob die Geburtszeit damit auch als Feld in den Datenabruf aufgenommen werden muss.
Schon bisher sah § 59 (2) PStG die Möglichkeit vor, eine Urkunde ohne das Geschlecht und die Namen der Eltern zu bestellen. Zu klären ist, ob diese Möglichkeit auch in der Urkundenbestellung geschaffen werden soll?
Übermittlung von Erklärungsinhalten
Die Rechtsgrundlage für die Übermittlung von Erklärungsdaten ist in § 46 PStV geschaffen. Diese Vorschrift muss in die Rechtsgrundlagen der Nachrichten 016090 und 016095 aufgenommen werden. Auch in der Prozessbeschreibung muss dieser Fakt wiedergespiegelt werden.
Punkte für eine Stellungnahme
Punkte zu einzelnen Paragraphen
Nach § 18 (1) PStG ist vorgesehen, dass die Eltern schriftlich/elektronisch ohne Beteiligung einer Einrichtung die Geburt dem Standesamt anzeigen können. Diese Möglichkeit ist in XPersonenstand bisher nicht vorgesehen, und kann auch nicht kurzfristig hergestellt werden.
Nach § 28 (1) PStG können Bestatter (wie bisher) sowie nun auch Angehörige den Sterbefall dem Standesamt schriftlich/elektronisch anzeigen. Dies wurde in XPersonenstand nicht vorgesehen, da das Umsetzungsprojekt diese Möglichkeit bisher auch nicht vorsieht.
Nach den Anforderungen an elektronische Personenstandsnachweise in § 55 (4) PStG sind für diese nicht explizit strukturierte Daten vorgesehen. Das Expertengremium hat jedoch .PDF-Dateien, angereichert um strukturierte Daten, in seiner Stellungnahme vom 11. 6. 2020 als einzig zielführende Alternative festgestellt.
Was bedeutet die Einstufung der in XPersonenstand umgesetzen elektronischen Anzeige-, Anmelde- und Antragsverfahren in das Vertrauensniveau „hoch“ nach Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments, wie sie in § 6 (3) PStV vorgesehen ist? Sind aufgrund dieser Einstufung zusätzliche Schritte in XPersonenstand notwendig?
§ 14 (1) Nummer 3 PStV schafft die Rechtsgrundlage für die automatische Beantwortung von Datenabrufen unter Einbindung des technischen Benutzers, indem diese der Berechtigungsstufe C hinzugefügt wird. Die Stufe C berechtigt jedoch allgemein zur Suche und zur Einsicht in Registereinträge, auch unabhängig von einem Datenabruf. Vor diesem Hintergrund sollte die Einstufung des technischen Benutzers in der Berechtigungsstufe C abgeändert werden, indem für den technischen Benutzer eine eigene Berechtigungsstufe geschaffen wird, die nur zur Beantwortung von Datenabrufen berechtigt.
Es muss geklärt sein, was unter einer elektronischen Kopie zu verstehen ist, die nach § 46 PStV für den elektronischen Versand von Erklärungsinhalten vorgesehen ist. Den größten Vorteil für die Standesämter sehen wir dabei in der Übermittlung des Textes der Erklärung als Zeichenkette. Eine Übermittlung als visualisiertes .PDF-Dokument der Erklärung würde Komfort im empfangenden Standesamt opfern, würde aber immer noch eine medienbruchfreie Bearbeitung des Vorgangs ermöglichen. Sollte jedoch mit elektronischer Kopie ein Scan einer ausgedruckten und unterschriebenen Erklärung gemeint sein, so verliert die elektronische Übermittlung der Erklärung ihre Daseinsberechtigung. In diesem Fall sollten besser die bisherigen, konventionellen Wege der Datenübermittlung bestehen bleiben.
Es ist fraglich, was das „Aktenzeichen oder sonstige Kennung der abrufenden Behörde“ ist, welches in § 64 (3) PStV für die Protokollierung von Datenabrufen gefordert ist. Bisher existiert hierzu nur das Vorgangszeichen, dieses ist jedoch im abrufenden Standesamt nicht über die vier Jahre vorhanden.
Allgemeine Anmerkungen
Sollte die Beantwortung der oben festgehaltenen Fragen einen Unterschied zwischen der bisherigen Modellierung in XPersonenstand und den neuen gesetzlichen Vorschriften aufdecken, so kann diese frühestens zum Stichtag 1. 11. 2023 behoben werden. Aufgrund des Umfangs der notwendigen Arbeiten ist für die neuen Anzeigemöglichkeiten der Geburt und des Sterbefalls, sollten sie wie im Entwurf vorgesehen in XPersonenstand umgesetzt werden, selbst dieser Stichtag nicht haltbar. Für diese Änderungen muss dann der Stichtag 1. 11. 2024 ins Auge gefasst werden.
Offen ist nach einer Durchsicht des Entwurfes auch, auf welcher Rechtsgrundlage der technische Benutzer die Identifikationsnummer in die Personenstandsregister automatisiert eintragen kann. Diese Möglichkeit sollte, wenn dies nicht durch andere Gesetze schon gegeben ist, im Gesetz geschaffen werden, um eine möglichst aufwandsfreie Nachbefüllung der Personenstandsregister mit der Identifikationsnummer zu ermöglichen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-05-18
Frau Tezli stellte einen aktuellen Entwurf des Gesetzes zur Verfügung. Darin ist unter anderem die Berechtigungsstufe T für die Datenabrufe vorgesehen. Der Entwurf findet sich in Anlage 2.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-05-25
Wenn tatsächlich die Eintragung der Religion im finalen Gesetz gestrichen wird, muss dies auch bei den Nachbeurkundungsnachrichten nachgezogen werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-06-07
Herr Gall wies auf den aktuellen Stand der Diskussion im Bundesrat hin. Dort wird die Nützlichkeit der Berechtigungsstuf T in Frage gestellt. Das Diskussionspapier dazu findet sich in Anlage 3.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-08-18
Auf der nächsten Sitzung des Expertengremiums ist eine erste Bearbeitung dieses Themas vorgesehen. Aufgrund der Ergebnisse der Diskussion im Bundesrat, und dem Umstand, dass das Gesetz nicht vor November verabschiedet wird, ist folgende Bearbeitung vorgesehen:
Elektronische Personenstandsbescheinigungen
Dass die elektronischen Personenstandsbescheinigungen kommen, ist laut BMI sicher. Jedoch ist noch nicht klar wie, vor allem die Frage der strukturierten Daten ist unklar.
Da das voraussichtliche Umsetzungsdatum nicht vor 2024 liegt, und der Änderungsbeirat entsprechend entschieden hat, wird die Bearbeitung dieses Themas auf nächstes Jahr verschoben.
Sammelakte
Die Bestimmungen in § 7 (3) PStG wurden im Bundesrat Großteils angenommen, lediglich ein Zusatz wurde angefügt, dass die Einträge nur gelöscht werden, wenn die Archive die Einträge auch annehmen. Damit kann auf der nächsten Sitzung geprüft werden, ob die Bestimmung in XPSR 4.3.12.1 4) hinfällig ist.
OZG-Prozesse
Der Zusatz zum § 9 (1) PStG, dass für die Erklärungen persönlicher Kontakt gefordert ist, wurde gestrichen. Nach § 129 BGB kann eine Erklärung von einem Notar auch per Videokonferenz abgenommen werden. Nach § 41 ist auch das Standesamt dazu berechtigt, diese Beglaubigung durchzuführen. Mit dem BMI ist bis zur nächsten Sitzung abzuklären, ob die bedeutet, dass die Nachrichten zu den Namenserklärungen mehr sein können als eine Vorprüfung.
Der Zusatz nach § 12 (4) PStG ist nun nicht mehr vorhanden, ein persönliches Erscheinen im Standesamt also nicht notwendig. Es ist bis zur nächsten Sitzung mit dem BMI zu klären, ob das so gewünscht ist.
Bis zur nächsten Sitzung ist mit dem Geburtsprojekt zu klären, ob irgendwelche Änderungen geplant sind, nachdem nun auch Eltern nach § 18 (1) PStG schriftlich anzeigen können.
Bis zur nächsten Sitzung ist mit dem Sterbebefallprojekt zu klären, ob irgendwelche Änderungen geplant sind, nachdem nun auch Eltern nach § 28 Nummer 1 PStG schriftlich anzeigen können.
Bis zur nächsten Sitzung ist mit dem BMI zu klären, ob aus der Kennzeichnung der Nachrichten zu OZG-Prozessen als hoch nach § 6 (3) PStV Änderungsbedarf an XPS besteht, und wenn ja, welcher.
Datenabrufe
Bis zur übernächsten Sitzung ist in der Prozessbeschreibung der Datenabrufe festzuhalten, dass diese nach § 10 (1) PStG Urkunden ersetzen können. Bei der nächsten Sitzung soll das noch nicht geschehen, da es vom Bundesrat noch die Anmerkung gab, dass hier ein Ersatz stattfinden soll. Die genaue Formulierung sollte so lang wie möglich abgewartet werden.
Bis zur nächsten Sitzung ist zu prüfen, ob die bisherige Prozessbeschreibung der Datenabrufe den Bestimmungen von § 68 (2) PStG sowie § 64 (1-3) PStV genügt, und eventuell nachzubessern. Die Befassung dazu im Bundesrat ergänzte nur, dass Abrufe auch aus Einträgen, die einem Sperrvermerk unterliegen oder stillgelegt sind, nicht beantwortet werden.
Bis zur nächsten Sitzung ist mit dem BMI zu klären, inwiefern XPS in die Übermittlung von deutschen elektronischen Personenstandsbescheinigungen an EU-Mitgliedsstaaten (§ 68 (4) PStG) sowie den Abruf von ausländischen elektronischen Personenstandsbescheinigungen aus dem EU-Ausland (§ 68 (5) PStG) eingebunden ist, und ggf. entsprechende Anpassungen vorzunehmen.
Die Berechtigung zum Datenabruf wird in einer besonderen Sitzung bearbeitet, deren Ergebnis auf dem nächsten EG vorzustellen ist.
Änderungen im Eheregister
Nach § 15 (1) PStG ist die Eintragung der Religion im Eheregister nun nicht mehr vorgesehen. Daher muss der entsprechende Boolean aus der Nachricht 082021 entfernt werden. Eventuell müssen auch die Erklärungen geprüft werden. Außerdem müssen in XPSR die entsprechenden Felder gelöscht werden. Dies wird eine neue Major-Version von XPSR nötig machen. Die Arbeiten an XPSR sind für die übernächste Sitzung vorgesehen. Für die nächste Sitzung sollen die anderen Arbeiten erledigt werden.
Die Änderung des Geschlechts ist nun nach § 16 (2) PStG nicht mehr im Eheregister nachzuziehen, wenn sie sich aufgrund einer Erklärung nach TSG, § 45b oder aufgrund einer Adoption ergeben hat. Die Vornamen sind zusätzlich auch dann nicht nachzuziehen, wenn sie sich aufgrund von § 45b geändert haben. Es ist bis zur nächsten Sitzung zu prüfen, ob die Nachrichten 011040, 011041, 011042, 011043, 016020 sowie 016030 davon betroffen sind.
Änderungen im Geburtenregister
Nach § 21 (1) PStG ist die Eintragung der Religion im Geburtenregister nun nicht mehr vorgesehen. Daher muss der entsprechende Boolean aus der Nachricht 081021 entfernt werden. Es muss auch das Feld zu den Erklärungen überarbeitet werden, sowie die entsprechenden Anforderungen an Portalverfahren. Außerdem müssen in XPSR die entsprechenden Felder gelöscht werden. Dies wird eine neue Major-Version von XPSR nötig machen. Die Arbeiten an XPSR sind für die übernächste Sitzung vorgesehen. Für die nächste Sitzung sollen die anderen Arbeiten erledigt werden.
Änderungen im Sterberegister
Nach § 31 (1) PStG ist die Eintragung der Religion im Sterberegister nun nicht mehr vorgesehen. Daher muss der entsprechende Boolean aus der Nachricht 084021 entfernt werden. Eventuell müssen auch die Erklärungen geprüft werden. Außerdem müssen in XPSR die entsprechenden Felder gelöscht werden. Dies wird eine neue Major-Version von XPSR nötig machen. Die Arbeiten an XPSR sind für die übernächste Sitzung vorgesehen. Für die nächste Sitzung sollen die anderen Arbeiten erledigt werden.
In der Bundesratssitzung wurde vorgeschlagen, den § 31 (2) PStG so zu belassen, wie er bisher ist. Hier ist bis zur übernächsten Sitzung abzuwarten, was sich daraus ergibt.
Urkundenbestellung
In § 59 (1) Nummer 3 PStG ist für die Geburtsurkunde nun in jedem Fall die Angabe der Geburtszeit (Stunde und Minute) vorgesehen. Damit fällt die Notwendigkeit der expliziten Bestellbarkeit einer Urkunde mit Geburtszeit weg, diese Art der Urkunde muss aus der Urkundenbestellung gestrichen werden. Zu klären ist, ob die Geburtszeit damit auch als Feld in den Datenabruf aufgenommen werden muss. Die Änderungen an der Urkundenbestellung werden bis zur nächsten Sitzung durchgeführt, die Frage nach den Datenabrufen soll dort geklärt werden.
Schon bisher sah § 59 (2) PStG die Möglichkeit vor, eine Urkunde ohne das Geschlecht und die Namen der Eltern zu bestellen. Auf der nächsten Sitzung ist zu klären, ob diese Möglichkeit auch in der Urkundenbestellung geschaffen werden soll?
Übermittlung von Erklärungsinhalten
Die Rechtsgrundlage für die Übermittlung von Erklärungsdaten ist in § 46 PStV geschaffen. Diese Vorschrift muss in die Rechtsgrundlagen der Nachrichten 016090 und 016095 aufgenommen werden. Auch in der Prozessbeschreibung muss dieser Fakt wiedergespiegelt werden. Diese Änderungen sind bis zur nächsten Sitzung durchzuführen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-08-23
Zu der Frage nach des Charakters der Nachrichten zur Vorprüfung der Namenserklärung wurde mit dem BMI folgendes besprochen: Es ist zwar zutreffend, dass die Notwendigkeit für eine persönliche Anwesenheit für die Namenserklärung aus dem Entwurf für ein 3. PStRÄndG (§ 9 (1) PStG) gestrichen wurde. Jedoch sollte daraus nicht der Schluss gezogen werden, dass die Nachrichten zur Namenserklärung den Charakter der Vorprüfung verlieren sollen. Das Namensrecht befindet sich im Umbruch, daher ist es sinnvoll, an dem bisherigen Vorgehen (Nachrichten zur Vorprüfung) festzuhalten, und eine Erweiterung des Anwendungsgebiets der Nachrichten hin zu einer Erklärung und Beurkundung ohne persönliche Anwesenheit erst ins Auge zu fassen, wenn der rechtliche Rahmen dafür feststeht.
Aus der Nachricht 082021 (genauer in dem nur von dieser Nachricht genutzten Datentyp Anm2StA.AngabenEheschliessende.Anmeldung) wurde das Feld „religion“ gelöscht, mit dem bisher der Wunsch nach einer Eintragung der Religion geäußert werden konnte.
Aus der Beschreibung der Dokumente zum Schriftformersatz in den Anforderungen an Eingabeverfahren (Abschnitt 14.1.6) wurde die Übermittlung des Wunsches der Religionseintragung gelöscht.
Der Abschnitt 14.1.7 (Perspektivische Überlegungen) wurde aus XPersonenstand gelöscht, da er sich überholt hat.
In den Nachrichten 011040/011041 ist es lediglich möglich, die geänderten Namen des Kindes zu übermitteln. Da sich diese u.a. auch aufgrund einer öffentlich-rechtlichen Namensänderung ändern können, kann die Nachricht in der derzeitigen Fassung bestehen bleiben. Jedoch ist die Frage, ob die Volljährigen-Adoption (Adoptionsverfahren?) aus den Beispielen gelöscht wird, und stattdessen eine Negativliste (nach § 16 (2) PStG) aufgeführt wird.
Die Nachrichten 011042/011043 sollen aus dem Standard gelöscht werden, da nach dem § 16 (2) PStG diese Fälle aus dem Geburtenregister nicht im Ehe bzw. Lebenspartnerschaftsregister (§ 17 PStG) fortgeführt werden.
Die Nachrichten 016020/016030 sind beide auch für Fälle gedacht, die nicht von der Negativliste in § 16 (2) aufgezählt werden, und können deswegen bestehen bleiben. Fraglich ist jedoch wie bei den vorherigen Nachrichten, ob eine Negativliste in die Nachrichtenbeschreibung aufgenommen wird.
Aus der Nachricht 081021 (genauer in dem nur von dieser Nachricht genutzten Datentyp Anz2StA.Geburt.Elternteil.Erweitert) wurde das Feld „religion“ gelöscht, mit dem bisher der Wunsch nach einer Eintragung der Religion geäußert werden konnte.
Aus der Nachricht 084021 (genauer in dem nur von dieser Nachricht genutzten Datentyp Portal2StA.Sterbefall.Verstorbener.Bestatter) wurde das Feld „religion“ gelöscht, mit dem bisher der Wunsch nach einer Eintragung der Religion geäußert werden konnte.
Der Datentyp des Felds „artDerUrkunde“ in der Nachricht 081030 wurde von Urkundenanforderung.ArtDerUrkunde.Erweitert.MitGeburtszeit auf Urkundenanforderung.ArtDerUrkunde.Erweitert geändert. Der alte Datentyp wurde gelöscht.
[bookmark: eNV_6D8BE95FD860497F9BB806711184156F_1]In den Rechtsgrundlagen der Nachrichten 016090/016095 wurde der § 46 (2) PStV aufgenommen. In den Prozessbeschreibungen (Abschnitte 3.9.2.4-5) wurde die neue Vorschrift für die Aufbewahrung der Sonderakten (6.1.1 PStG-VwV) aufgenommen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-08-24
Durch das EG sind folgende Fragen zu klären bzw. zu bearbeiten:
· Die Bestimmungen in § 7 (3) PStG sind daraufhin zu prüfen, ob damit die Bestimmung in XPSR 4.3.12.1 4) hinfällig ist.
(3)	Nach Ablauf der in § 5 Absatz 5 genannten Fristen sind die entsprechenden Teile der Personenstandsregister, Sicherungsregister und Sammelakten nach den jeweiligen archivrechtlichen Vorschriften den zuständigen öffentlichen Archiven zur Übernahme anzubieten. Soweit es sich um elektronische Daten handelt, sind die entsprechenden Registereinträge und Sammelakten nach Übernahme oder Ablehnung der Übernahme durch die Archive im Standesamt zu löschen; Papiereinträge sind zu vernichten.
· In § 59 (1) Nummer 3 PStG ist für die Geburtsurkunde nun in jedem Fall die Angabe der Geburtszeit (Stunde und Minute) vorgesehen. Zu klären ist, ob die Geburtszeit damit auch als Feld in den Datenabruf aufgenommen werden muss.
· Schon bisher sah § 59 (2) PStG die Möglichkeit vor, eine Urkunde ohne das Geschlecht und die Namen der Eltern zu bestellen. Es ist zu klären, ob diese Möglichkeit auch in der Urkundenbestellung geschaffen werden soll.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-09-02
Die restlichen Klärungen mit dem BMI konnten diese Woche noch nicht stattfinden, werden aber nächste Woche erledigt werden. Eventuell kommt dann noch weiterer Klärungsbedarf auf das EG zu.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-09-06
Zu den beiden Fragen bezüglich den Namenserklärungen (§ 9 (1) PStG) sowie dem persönlichen Erscheinen bei der Anmeldung der Ehe (§ 12 (4) PStG) gab es vom BMI folgende Rückmeldung:
Richtig ist, dass im aktuellen Entwurf des 3. PStRÄndG der aufgeführte Passus in Folge einer Änderung im Gesetzentwurf nicht mehr enthalten ist. Der Gesetzgebungsprozess ist jedoch nicht abgeschlossen, sodass nicht mit Sicherheit davon ausgegangen werden kann, ob das 3. PStRÄndG in der jetzigen Fassung in Kraft tritt oder noch Änderungen erfährt. Ich möchte jedoch darauf hinweisen, dass auch nach dem OZG nicht jede Verwaltungsleistung unter jedem Umstand elektronisch nachvollzogen werden muss, sondern nur an der Stelle, an dem dies auch geeignet ist. Insoweit enthält auch die jetzige Fassung des 3. PStRÄndG im Begründungsteil zu den Alternativen den Hinweis darauf, dass:
„Personenstandsrechtliche Ereignisse, die aufgrund einer Willenserklärung der Betroffenen zu beurkunden sind (Eheschließung, namensrechtliche Erklärungen, Vaterschaftsanerkennung) sind einer vollständigen elektronischen Verfahrensabwicklung nur eingeschränkt zugänglich. Dies resultiert insbesondere aus dem Erfordernis der persönlichen Beratung der Betroffenen durch den Standesbeamten über Möglichkeiten und Folgen einer abgegebenen Willenserklärung in familienrechtlichen Konstellationen. Zudem ist in diesen Fällen ein persönlicher Dialog erforderlich, um voreilige oder falsche Willenserklärungen der Betroffenen durch den Standesbeamten ausschließen zu können. Würden alle personenstandsrechtlichen Verfahren vollständig elektronisch angeboten werden, würde die Zahl fehlerhafter Beurkundungen von personenstandsrechtlichen Erklärungen erheblich ansteigen. Dies stünde nicht im Einklang mit der gesetzlich garantierten Beweiskraft personenstandsrechtlicher Beurkundungen in den Personenstandsregistern. Die Alternative einer umfassenden elektronischen Durchführung aller standesamtlichen Verfahren ist deshalb aus Gründen der Rechtssicherheit sowie der Wahrheit und Klarheit der Personenstandsregister nicht zu vertreten.“
Daraus schließe ich, dass für die Namenserklärungen weiterhin am Ziel einer Vorprüfung festgehalten werden soll, sowie das persönliche Erscheinen für die Anmeldung der Ehe weiterhin für notwendig gehalten wird.
Zur Frage des Vertrauensniveaus „hoch“ (§ 6 (3) PStV) gab es vom BMI folgende Rückmeldung:
Die Kommunikation läuft hier zwischen Nutzer und Nutzerkonto. Will ein Bürger bspw. eine Erklärung beim Standesamt abgeben, erfolgt die Voraussetzung „hoch“ bei der Identifizierung des Bürgers im Nutzerkonto mittels elektronischem Personalausweis. Dieser Vorgang ist für XPS in erster Linie nicht relevant. Das genutzte System jedoch muss mit XPS kompatibel sein, beispielweise muss das elektronische Formular, mit welchem der Bürger die Erklärung ausfüllen und abgeben kann, so gestaltet sein, dass die Daten im Standesamt verarbeitet werden können. In XPS selbst muss hier dementsprechend keine Anpassungen erfolgen.
Es ist also so, dass für alle vom § 6 (3) PStV betroffenen Vorgänge in XPS die Pflicht zur Anmeldung mit der eID besteht. Diese Anforderung wird in XPersonenstand bereits festgehalten, somit besteht hier kein weiterer Handlungsbedarf.
Zur Frage der Übermittlung von deutschen elektronischen Personenstandsbescheinigungen an EU-Mitgliedsstaaten (§ 68 (4) PStG) gab es vom BMI folgende Rückmeldung:
Hier bewegen wir uns auf SDG zu. Die Register sollen angeschlossen werden. Momentan ist jedoch unklar, wie das von statten gehen soll. Auch das BSI konnte dazu noch keine Auskunft geben.
Damit ist auch weiterhin unklar, welche Umsetzungsschritte in XPS für die Umsetzung des SDG nötig sind. Eventuelle Arbeiten an XPS können also erst nächstes Jahr erfolgen.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2022-09-14
Zu den Fragen aus der Bearbeitung von 2022-08-24 beschließt das EG:
1. Die Bestimmungen in § 7 (3) PStG sind daraufhin zu prüfen, ob damit die Bestimmung in XPSR 4.3.12.1 4) hinfällig ist.
(3)	Nach Ablauf der in § 5 Absatz 5 genannten Fristen sind die entsprechenden Teile der Personenstandsregister, Sicherungsregister und Sammelakten nach den jeweiligen archivrechtlichen Vorschriften den zuständigen öffentlichen Archiven zur Übernahme anzubieten. Soweit es sich um elektronische Daten handelt, sind die entsprechenden Registereinträge und Sammelakten nach Übernahme oder Ablehnung der Übernahme durch die Archive im Standesamt zu löschen; Papiereinträge sind zu vernichten.
Beschluss: Die Bearbeitung wird zurückgestellt bis nach der Beratung im Innenausschuss (21.09.2022).

2. In § 59 (1) Nummer 3 PStG ist für die Geburtsurkunde nun in jedem Fall die Angabe der Geburtszeit (Stunde und Minute) vorgesehen. Zu klären ist, ob die Geburtszeit damit auch als Feld in den Datenabruf aufgenommen werden muss.
Beschluss: Die Geburtszeit ist für die bisherigen Anwendungsfälle der Datenabrufe nicht relevant und wird nicht aufgenommen. 

3. Schon bisher sah § 59 (2) PStG die Möglichkeit vor, eine Urkunde ohne das Geschlecht und die Namen der Eltern zu bestellen. Es ist zu klären, ob diese Möglichkeit auch in der Urkundenbestellung geschaffen werden soll.
Beschluss: Es sollte ermöglicht werden. Dazu soll die Nachricht um zwei Booleans ergänzt werden: „ohneGeschlecht“ und „ohneNamenEltern“.
Weitere Beschlüsse:
4. Nachricht 011040: Die Dokumentation wird nicht angepasst, da die Fortführung nur bei aufgelösten Ehen unterbleibt.
5. Nachrichten 011042/011043 werden weiterhin benötigt. Erstens, weil nur bei aufgelösten Ehen die Fortführung unterbleibt. Außerdem müssen nicht alle gesendeten Nachrichten zu Änderungen am Registereintrag führen, ggf. werden sie nur zur Sammelakte genommen.
6. Die Religion muss auch aus der Nachbeurkundung gelöscht werden, da sich auch bei diesen die Feldbefüllung nach dem jeweils aktuellen Registerschema richtet. Außerdem gibt es weitere Stellen in Dokumentationen, wo der Hinweis auf die Eintragung der Religion gelöscht werden muss (siehe Suche im PDF).
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-09-28
In der Nachricht 081030 wurden die beiden Booleans „ohneGeschlecht“ sowie „ohneNamenEltern“ aufgenommen. Damit können nun Geburtsurkunden ohne diese Angaben bestellt werden.
Für die endgültige Löschung der Religion aus der Spezifikation mussten noch folgende Änderungen vorgenommen werden:
· Das Feld „religion“ (gemeinsam mit dem Feld „weltanschauung“) wurde aus dem Datentyp StA2StA.AnmeldedatenPerson gelöscht, welcher in der Nachricht für die Anmeldedaten der Ehe übersendet wird.
· Aus der Prozessbeschreibung der Geburtsanzeige (Abschnitt 14.2.1.2) wurde die Religionszugehörigkeit gelöscht.
· Das Feld „religion“ wurde aus dem Datentyp Portal2StA.Sterbefall.Verstorbener.Nachbeurkundung gelöscht, welcher in der Nachricht für die Nachbeurkundung des Sterbefalls verwendet wird.
· Aus der Beschreibung der Nachricht 082021 wurde die Religion gelöscht.
· Die Elemente „religionVerstorbener“ sowie „eintragReligionVerstorbener“ wurden aus der Nachricht 084010 gelöscht.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-09-29
Folgende Punkte sollen auf der nächsten EG-Sitzung besprochen werden:
· Der offene Punkt aus der letzten Sitzung, ob die Bestimmung in XPSR 4.3.12.1 4) hinfällig ist (auf Grundlage des § 7 (3) PStG).
· Die veränderte Prozessbeschreibung der Datenabrufe aufgrund der Bestimmung in § 10 (1) PStG, dass diese Urkunden ersetzen können. Eventuell muss hier noch die genaue Bestimmung abgewartet werden.
· Der Aufschub der Arbeiten an XPSR zur Nichtspeicherung der Religion, um die Änderungen aufgrund des geänderten Namensrechts abzuwarten.
· Die Auswirkungen der Bundesratsberatungen zum § 31 (2) PStG.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-10-10
Nach fernmündlicher Besprechung mit dem BMI ergab sich folgender Stand:
· Zur Frage des § 7 (3) PStG: Die Änderung wie vom Bundesrat vorgeschlagen wurde angenommen, d.h. nicht übernommene Registereinträge dürfen nicht gelöscht werden, der Rest nach der Reaktion des Archivs schon. Daraufhin ist die Dokumentation unter XPSR 4.3.12.1 4) hinfällig.
Der Satz „Die letzte Entscheidung und die Verantwortung über die nach Abgabe an die Archive zu löschenden Registereinträge liegt beim abgebendem Standesamt.“ Ist zu ersetzen durch: „Nach § 7 (3) PStG sind die Registereinträge und Sammelakten nach der Übernahme oder Ablehnung der Übernahme durch die Archive im Standesamt zu löschen; dies gilt nicht bei Ablehnung der Übernahme von Personenstandsregistern.“
· Nach § 10 (1) PStG soll das Standesamt auf die Vorlage von Urkunden verzichten, wenn ein Datenabruf möglich ist. Damit sollte der erste Absatz in Abschnitt 4.1 folgendermaßen formuliert werden:
„In diesem Kapitel werden die Prozesse, die Datentypen sowie die Nachrichten beschrieben, mit denen Standesämter untereinander Daten aus Registereinträgen abrufen sowie sich mitteilen können. Die Standesämter benötigen urkundlich nachgewiesene Daten aus anderen Personenstandsregistern als Grundlage von Erst- und Folgebeurkundungen. Nach § 10 (1) PStG sollen diese Daten mithilfe von elektronischen Abrufen ermittelt werden, soweit dies möglich ist.“
· Der § 31 (2) PStG bleibt nun in seiner Version von vor dem 3. PStRÄndG bestehen, damit sind weitere Arbeiten hier nicht notwendig.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2022-10-12
Zu den Punkten aus der Bearbeitung von 2022-10-10 wurde besprochen:
Zu 1.: Der Formulierungsvorschlag zitiert den Gesetzestext des § 7 (3) PStG (neu)[footnoteRef:1], dieser ist aber nicht eindeutig formuliert.  [1:  „(3)   Nach Ablauf der in § 5 Absatz 5 genannten Fristen sind die entsprechenden Teile der Personenstandsregister, Sicherungsregister und Sammelakten nach den jeweiligen archivrechtlichen Vorschriften den zuständigen öffentlichen Archiven zur Übernahme anzubieten. Die entsprechenden Registereinträge und Sammelakten sind nach der Übernahme oder Ablehnung der Übernahme durch die Archive im Standesamt zu löschen; dies gilt nicht bei Ablehnung der Übernahme von Personenstandsregistern. Soweit es sich um elektronische Daten handelt, sind die entsprechenden Registereinträge und Sammelakten nach Übernahme oder Ablehnung der Übernahme durch die Archive im Standesamt zu löschen; Papiereinträge sind zu vernichten.“] 

Um eine Klarstellung zu erreichen, stellt die KoSIT eine offizielle Anfrage an das BMI, ob die Formulierung so gemeint ist, wie das EG den Sachverhalt versteht:
1. Erstregister, Sammelakten und Sicherungsregister werden den Archiven angeboten
2. Archiv übernimmt entweder:
a. Erstregister und Sammelakte, dann Löschung von Erstregister und Sammelakten
b. Nur Erstregister, dann Löschung von Erstregister und Sammelakten
c. Nichts, dann Löschung der Sammelakten und Aufbewahrung der Erstregister als Archivgut
3. Unabhängig vom Erstregister, werden Sicherungsregister nach Übernahme oder Ablehnung der Übernahme gelöscht.
Es stellte sich die Frage, ob XPSR überhaupt die Möglichkeit bietet, Sicherungsregister unabhängig vom Erstregister zu löschen.
XPSR bietet keine Möglichkeit der Löschung, dies obliegt den Betreibern (vgl. Abschnitt 4.3.12.1 Nr. 4). Die Prozessbeschreibung der Aussonderung muss aber an die neue Regelung angepasst werden.
Zu 2.: Die Formulierung sollte auf die veränderte Systematik durch das 3. PStRÄndG hinweisen: Früher waren Urkunden durch Bürger beizubringen, nun sollen die Daten durch die Standesbeamten abgerufen werden (vgl. § 10 (1) PStG).
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-10-14
Dem BMI wurde eine Stellungnahme zu der Formulierung im § 7 (3) PStG (neu) bereitgestellt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-10-25
Die Formulierung in Abschnitt 4.1 zu den Datenabrufen wurde angepasst. Es wird nun auf die veränderte Systematik durch das 3. PStRÄndG hingewiesen.
Aus dem Datentyp Urkundenanforderung.Urkunde.Kosten wurde die Urkunde mit Geburtszeit entfernt.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2022-11-16
Aufgabe: Zu § 7 (3) PStG erfragt die KoSIT die Sicht der Archive (Hr. Fischer) und leitet die Info an das BMI zur weiteren Prüfung. 
Technisch ist zu klären, wie die weitere Verwendung von Erstregistern erfolgen kann, die als Archivgut im Standesamt verbleiben.
Zu Kapitel 4.1:
Die Formulierung wird als zu eng erachtet. Datenabrufe funktionieren in der Praxis momentan noch nicht; Abrufnachrichten werden oft nachrangig bearbeitet.
Beschluss: Im Gesetz ist es eine Soll-Vorschrift, das sollte sich im Text widerspiegeln.
Zur Urkundenanforderung: 
Die Möglichkeit zur Bestellung der Geburtsurkunde mit Geburtszeit wurde entfernt (081030).
Bisher wurde das Element aber auch für die Bestellung der (kostenfreien) Bescheinigung zur Geburtszeit verwendet (in Hessen). Diese ist allerdings keine Bescheinigung, die in PStV / PStG geregelt ist. Es ist eine Auskunft, die für die betroffene Person kostenfrei ist.
Beschluss: Da es sich nicht um eine Urkunde oder Bescheinigung im Sinne von PStV / PStG handelt, wird die Auskunft nicht in XPersonenstand behandelt.
Bearbeitet durch: BMI (Tézli)	2022-11-16
Grundsätzlich kann die Verwirrung auf § 7 Abs. 3 PStG Satz 3 zurückgeführt werden. In der Bütte wurde übersehen, dass er dort eigentlich nicht vorgesehen war. Der Bundespräsident hat das 3. PStRÄndG in der vorliegenden Form unterzeichnet, eine „einfache“ Korrektur ist im Gesetzgebungsverfahren nicht vorgesehen. Jedoch ist Satz 3 insofern unschädlich, als dass er keine Regelungen trifft, die anderen Sätzen, bzw. Absätzen widersprechen.
Die in § 7 Abs. 3 genannten „Teile“ beziehen sich auf den tagesaktuellen Stand. Wie allen bekannt ist, werden Jahrgänge mitunter zusammengefasst, sodass keine jährliche Übergabe an die Archive erfolgt. 
§ 7 Abs. 3 PStG Satz 2 sieht nun vor, dass die Löschung der Registereinträge und Sammelakten nicht erfolgt, wenn das Archiv die Übernahme ablehnt. Da die Aufbewahrungspflicht für Sicherungsregister und Sammelakten gemäß § 7 Abs. 2 PStG zum gleichen Zeitpunkt endet (sie also gelöscht werden können), verbleibt das Erstregister bei Ablehnung durch das Archiv im Standesamt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-11-25
Nachdem für mich auch die Stellungnahme des BMI nicht zu einer klaren Sichtweise auf den § 7 (3) PStG geführt hat, wurde der Satz in 4.3.12.1 Nr. 4) XPSR folgendermaßen gefasst: „Welche Registerbestandteile nach Übernahme oder Ablehnung der Übernahme durch die zu löschen sind ist in § 7 (3) PStG festgelegt.“. Die Passage wird Herrn Fischer vom Stadtarchiv Köln vorgelegt, dieser bat in einem fernmündlichen Gespräch um die Möglichkeit zur Bewertung der Änderung.
Der Satz in Abschnitt 4.1 zum Stellenwert der Datenabrufe für die Praxis im Standesamt wurde folgendermaßen gefasst: „Nun sollen sie [urkundlich nachgewiesene Daten aus anderen Personenstandsregistern, Anm. d. V.] durch das Standesamt mithilfe des standesamtsinternen Datenabrufs ermittelt werden (vgl. § 10 (1) PStG).“
Die Tabelle „Mitteilungen der Standesämter und ihre Anlässe“ muss entgegen der Behauptung aus der Bearbeitung vom 2021-12-15 nicht überarbeitet werden, da es sich bei den Nachrichten zum Datenaustausch nicht um Mitteilungen handelt.
Die Rechtsgrundlage der Datenabrufnachrichten wurde geändert zu: § 68 PStG i.V.m. § 64 PStV.
Damit ist dieser CR abgeschlossen.
Bearbeitet durch: Herr Fischer (Archive)	2022-12-02
Die Formulierung in Abschnitt 4.3.12.1 Nr. 4) XPSR, die auf den Gesetzestext in § 7 (3) PStG verweist, entspricht den Vorstellungen der Archive.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2022-12-19
Die QS-Instanz beschließt einstimmig:
1. [bookmark: _GoBack]Der Satz in XPSR Abschnitt 4.3.12.1 Nr. 4) wurde zurecht nicht durch die Bestimmungen in § 7 (3) PStG konkretisiert.
2. Die Lösung deckt die Anforderungen der Problemstellung ab und ist rechtskonform.
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